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1. Planungsanlass  

Freiflächen-Photovoltaikanlagen gelten nicht als privilegiertes Vorhaben im Sinne des 

§ 35 BauGB. Insofern kann Baurecht nur über einen Bebauungsplan geschaffen wer-

den. Die Gemeinde hat am 23.08.2018 den Aufstellungsbeschluss für den vorhaben-

bezogenen Bebauungsplan „Solarpark Neuburg“ der Gemeinde Neuburg gefasst. Im 

Sinne des Entwicklungsgebotes ist für den Geltungsbereich der 5. Änderung des Flä-

chennutzungsplans der Gemeinde Neuburg die Ausweisung eines sonstigen Sonder-

gebietes gem. § 11 Abs. 2 BauNVO notwendig.  

Damit werden die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Erzeugung von Solar-

strom geschaffen.  

Der wirksame Flächennutzungsplan stellt den Planungsraum als Fläche für die Land-

wirtschaft dar. Die geplante Nutzung als sonstiges Sondergebiet im Sinne von § 11 

Abs. 2 BauNVO lässt sich deshalb nicht aus dem wirksamen Flächennutzungsplan 

entwickeln. Insofern soll zur Schaffung einer städtebaulichen Ordnung der Flächen-

nutzungsplan der Gemeinde Neuburg gemäß § 8 Abs. 3 BauGB im Parallelverfahren 

geändert werden.  

Auf die Darstellung oder die konkrete Beschreibung eines Gesamtkonzeptes wird ver-

zichtet, denn die Auswahl des Vorhabenstandortes erfolgt aufgrund von konkreten 

Investitionsabsichten eines Vorhabenträgers auf der Basis der derzeitigen Förderku-

lisse des EEG.  

Aus Sicht der Gemeinde Neuburg als Plangeber ist die in Rede stehende Änderung 

des Flächennutzungsplans im Vernehmen mit dem vorhabenbezogenen Bebauungs-

plan Nr. 16 „Solarpark Neuburg“ erforderlich.  

Gemäß § 1 Abs. 3 Satz 1 BauGB haben Gemeinden Bauleitpläne aufzustellen, sobald 

und soweit es für die städtebauliche Entwicklung und Ordnung erforderlich ist.  

Was im Sinne des § 1 Abs. 3 Satz 1 BauGB städtebaulich erforderlich ist, bestimmt 

sich maßgeblich nach der jeweiligen Konzeption der Gemeinde. Welche städtebauli-

chen Ziele die Gemeinde sich setzt, liegt in ihrem planerischen Ermessen. Der Ge-

setzgeber ermächtigt sie, die "Städtebaupolitik" zu betreiben, die ihren städtebauli-

chen Ordnungsvorstellungen entspricht. Nicht erforderlich im Sinne des § 1 Abs. 3 

Satz 1 BauGB sind demgegenüber in aller Regel nur solche Bauleitpläne, die einer 

positiven Planungskonzeption entbehren und ersichtlich der Förderung von Zielen 

dienen, für deren Verwirklichung die Planungsinstrumente des Baugesetzbuchs nicht 

bestimmt sind (ständige Rechtsprechung vgl. statt vieler; OVG Lüneburg, Urteil vom 

10.08. 2010 – 1 KN 218/07 – juris, Rn.99; OVG Münster, Urteil vom 17. 02.2011 – 2 

D 36/09.NE – juris, Rn.120). 

Zudem gibt der Erforderlichkeitsgrundsatz der Gemeinde einen weiten Spielraum; er 

ermächtigt sie zu einer ihren Vorstellungen entsprechenden Städtebaupolitik. Die 

Vorschrift verlangt nicht, dass für die Planung als Ganzes und für die einzelnen Fest-

setzungen ein unabweisbares Bedürfnis vorliegt; es genügt, wenn eine Regelung 

vernünftigerweise geboten ist (VGH München, Urteil vom 24.08.2015 – 2 N 14.486 – 

juris, Rn.33). 
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Das mit einem vorhabenbezogenen Bebauungsplan auch privaten Interessen, na-

mentlich denen des Vorhabenträgers Rechnung getragen wird, ist im Hinblick auf die 

Erforderlichkeit unschädlich. Das Oberverwaltungsgericht Münster hat diesbezüglich 

ausgeführt (Urteil vom 17.02.2011 – 2 D 36/09.NE – juris, Rn. 129, 130):  

„Von einer städtebaulich nicht erforderlichen sog. "Gefälligkeitsplanung" ist nur zu 

sprechen, wenn eine planerische Festsetzung ausschließlich den Zweck hat, private 

Interessen zu befriedigen. Ist dagegen der Bebauungsplan an bodenrechtlich rele-

vanten Ordnungskriterien ausgerichtet, entspricht er einer geordneten städtebauli-

chen Entwicklung, selbst wenn er auch den Wünschen Privater entgegen kommt und 

diese den Anstoß für die Planung gegeben haben. Das Instrument eines vorhabenbe-

zogenen Bebauungsplans nach § 12 BauGB ist auf derartige Konstellationen gerade 

ausgelegt. Gemeinden dürfen dabei mit der Ansiedlung von Vorhaben auch wirt-

schafts- und arbeitsmarktpolitische Ziele verfolgen, wenn sie mit den ihnen nach dem 

Baugesetzbuch zu Gebote stehenden städtebaulichen Instrumenten die Bodennut-

zung regeln und aktiv steuern. Vgl. BVerwG, Beschluss vom 11. Mai 1999 - 4 BN 

15.99 -, BRS 62 Nr. 19 = juris Rn. 5; OVG NRW, Beschluss vom 14. Juli 2010 - 2 B 

637/10.NE -, juris Rn. 57 und 60 ff.; Nds. OVG, Urteil vom 10. August 2010 - 1 KN 

218/07 -, juris Rn. 100; OVG Rh.-Pf., Urteile vom 24. Februar 2010 - 1 C 10852/09 -

, juris Rn. 37, und vom 20. Januar 2010 - 8 C 10725/09 -, BauR 2010, 1539 = juris 

Rn. 22; Bay. VGH, Urteil vom 18. Oktober 2007 - 15 N 07.1093 -, juris Rn. 21.“ 

Ausgehend von dieser Rechtsprechung kann der vorliegenden Flächennutzungs-

planänderung im Vernehmen mit dem vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 16 die 

planungsrechtliche Erforderlichkeit nicht abgesprochen werden. Die in Rede stehende 

Planung entspricht den städtebaulichen sowie gemeindlichen Entwicklungszielen des 

Plangebers. Die Erforderlichkeit der vorliegenden Planung ist aufgrund einer Vielzahl 

von Gründen veranlasst. Die Gemeinde beabsichtigt mit dem vorhabenbezogenen 

Bebauungsplan die Errichtung von Freiflächen-Photovoltaikanlagen im Gemeindege-

biet mit Hilfe des Planungsrechts gestaltend zu steuern. Die solare Energieerzeugung 

im Gemeindegebiet im Sinne der energiepolitischen Zielstellung des Bundesgesetz-

gebers zu unterstützen. 

Der Bebauungsplan dient damit insbesondere den Belangen der Wirtschaft und der 

Sicherung und Erzeugung erneuerbarer Energien im Sinne des EEG. Dass es sich 

hierbei um zulässige städtebauliche Zielsetzungen handelt, steht folglich nicht im 

Zweifel (vgl. insoweit auch § 1 Abs. 6 Nr. 8 lit. a) und c) BauGB).   
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2. Vorgaben und Rahmenbedingungen 

2.1 Rechtsgrundlagen 

o Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. No-

vember 2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert durch Artikel 9 des Ge-
setzes vom 10. September 2021 (BGBl. I S. 4147) 

o Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3786), zuletzt geändert durch  Artikel 2 

des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802) 

o Planzeichenverordnung (PlanZV 90) i. d. F. der Bekanntmachung vom 
18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58), zuletzt geändert durch Artikel 3 
des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802) 

o Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutz-
gesetz - BNatSchG) i. d. F. der Bekanntmachung vom 29. Juli 2009 (BGBl. 

I S. 2542) zuletzt geändert durch Gesetz vom 18.08.2021 (BGBl. I S. 
3908)   

o Hauptsatzung der Gemeinde Neuburg in der aktuellen Fassung 
 

 

2.2  Geltungsbereich  

Der Änderungsbereich der 5. Änderung des Flächennutzungsplans beläuft sich 

auf eine Fläche von rund 3 ha. Der Planungsraum erstreckt sich östlich der 

Bahnlinie Wismar - Rostock auf das Flurstück 103 der Flur 1 in der Gemarkung 

Neuburg. 

 

2.3 Planungsbindungen 

Bauleitpläne unterliegen den Zielen und Grundsätzen der Raumordnung. 

Dabei sind die einzelnen Bundesländer gebunden, übergeordnete und zusam-

menfassende Pläne oder Programme aufzustellen.  

Für Planungen und Maßnahmen der Gemeinde Neuburg ergeben sich die Ziele, 

Grundsätze und sonstigen Erfordernisse der Raumordnung ausfolgenden 

Rechtsgrundlagen: 

o Raumordnungsgesetz (ROG) i. d. F. der Bekanntmachung vom 22. De-

zember 2008 (BGBl. l S. 2986), zuletzt geändert durch Artikel 2 Abs. 15 
des Gesetzes vom 20. Juli 2017 (BGBl. l S. 2808) 

o Landesplanungsgesetz (LPlG) i. d. F. der Bekanntmachung vom 5. Mai 
1998 (GVOBl. M-V S. 503), zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes 
vom 5. Juli 2018 (GVOBl. M-V S. 221)  

o Landesverordnung über das Landesraumentwicklungsprogramm Meck-
lenburg-Vorpommern (LEP-LVO M-V) vom 27. Mai 2016 

o Landesverordnung über das Regionale Raumentwicklungsprogramm 
Westmecklenburg (RREP WM) vom 31. August 2011  

https://dejure.org/BGBl/2021/BGBl._I_S._3908
https://dejure.org/BGBl/2021/BGBl._I_S._3908
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Im Verlauf des Aufstellungsverfahrens ist die Vereinbarkeit mit den Zielen und 

Grundsätzen der Raumordnung zu prüfen. Rechtsgrundlage hierfür ist § 4 Abs. 

1 ROG.   

Nach § 3 Nr.6 ROG sind solche Vorhaben, die die räumliche Entwicklung und 

Ordnung eines Gebietes beeinflussen, als raumbedeutsam zu beurteilen. In 

diesem Zusammenhang entscheiden also die Dimension der geplanten Photo-

voltaikanlage, die Besonderheit des Standortes sowie die vorhersehbaren 

Auswirkungen auf gesicherte Raumfunktionen die Raumbedeutsamkeit.  

Gemäß geltender Rechtsprechung trifft das regelmäßig dann zu, wenn infolge 

der Größe des Vorhabens Auswirkungen zu erwarten sind, die über den unmit-

telbaren Nahbereich hinausgehen (Raumbeanspruchung, Raumbeeinflussung).  

Im LEP MV sind bereits konkrete Vorgaben für die Entwicklung der Erneuerba-

ren Energien getroffen worden. Gemäß dem Programmsatz 5.3 (1) LEP M-V 

2016 soll in allen Teilräumen eine sichere, preiswerte und umweltverträgliche 

Energieversorgung bereitgestellt werden. Der Anteil erneuerbarer Energien 

soll dabei stetig wachsen. 

Im Programmsatz 5.3 (2) soll zum Schutz des Klimas und der Umwelt der 

Ausbau der erneuerbaren Energien auch dazu beitragen, Treibhausgasemissi-

onen so weit wie möglich zu reduzieren. Weitere Reduzierungen von Treib-

hausgasemissionen sollen insbesondere durch Festlegung von Maßnahmen  

o zur Energieeinsparung,  

o der Erhöhung der Energieeffizienz,  

o der Erschließung vorhandener Wärmepotenziale z. B. durch Nutzung der 

Geothermie sowie  

o der Verringerung verkehrsbedingter Emissionen Klima- und Umwelt-

schutz in der Regional- und Bauleitplanung sowie anderen kommunalen 

Planungen erreicht werden.  

Bei Planungen und Maßnahmen zum Ausbau erneuerbarer Energien, die zu er-

heblichen Beeinträchtigungen naturschutzfachlicher Belange führen, ist zu 

prüfen, ob rechtliche Ausnahmeregelungen aus zwingenden Gründen des 

überwiegenden öffentlichen Interesses angewendet werden können.   

Freiflächenphotovoltaikanlagen sollen effizient und flächensparend errichtet 

werden. Dazu sollen sie verteilnetznah geplant und insbesondere auf Konver-

sionsstandorten, endgültig stillgelegten Deponien oder Deponieabschnitten 

und bereits versiegelten Flächen errichtet werden.  

Landwirtschaftlich genutzte Flächen dürfen nur in einem Streifen von 110 Me-

tern beiderseits von Autobahnen, Bundesstraßen und Schienenwegen für Frei-

flächenphotovoltaikanlagen in Anspruch genommen werden (LEP M-V 2016 Z 

5.3 (9)). 



Bearbeitungsstand: September 2021                         5. Änderung des Flächennutzungsplanes 
für den Bereich „Solarpark Neuburg“ 

 
Begründung 

 

S e i t e  | 7 
  

Innerhalb der Festlegungskarte des Landesraumentwicklungsprogramm MV 

wird der Planungsraum als Vorbehaltsgebiet Landwirtschaft und als Vorbe-

haltsgebiet Tourismus ausgewiesen. Das Regionale Raumentwicklungspro-

gramm Westmecklenburg weist den Geltungsbereich ebenfalls als Vorbehalts-

gebiet Landwirtschaft und als Tourismusentwicklungsraum aus.  

Durch die Ausweisung des Planungsraumes als Vorbehaltsgebiet Landwirt-

schaft ist eine Prüfung des Einzelfalls für die Belange der Landwirtschaft 

erforderlich.  

Dabei wird deutlich, dass die abwägende Entscheidung für eine zukünftige 

Ausformung einer bedarfsgerechten und Ressourcen schonenden Landwirt-

schaft mit anderen öffentlichen Belangen (hier: Ansiedlung von Gewerbe-

betrieben zur Erzeugung solarer Strahlungsenergie im Sinne des allgemeinen 

Klimaschutzes) in Einklang gebracht werden kann.  

Um den Belangen der Landwirtschaft Rechnung zu tragen, soll die Nutzung 

des Solarparks als Zwischennutzung für einen Zeitraum von maximal 30 Jah-

ren befristet werden. Nach dem Rückbau des Solarparks ist eine land-

wirtschaftliche Nutzung weiterhin möglich.  

Entsprechende verbindliche Regelungen dazu beinhaltet die Festsetzungs-

systematik des vorhabenbezogenen Bebauungsplans. 

Als Folgenutzung wurde Fläche für die Landwirtschaft gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 

18a BauGB mit der Zweckbestimmung Intensivacker festgesetzt.  

Entsprechend ist während der befristeten Betriebsdauer des Solarparks hier 

eine ackerbauliche Bewirtschaftung nicht möglich. Wichtig ist in diesem Zu-

sammenhang, dass die betreffenden Flächen nicht zwangsläufig dem Dauer-

grünlanderhaltungsgesetz zuzuordnen sind.  

Eine automatische Umwandlung einer Fläche in Dauergrünland ist vorliegend 

nicht zu befürchten, denn die Pflugregelung aus § 2a DirektZahl-DurchfV ist 

wie auch die VO 1307/20013 auf die befristet festgesetzte Betriebsfläche ei-

nes Solarparks nicht anwendbar.  

Während der gesamten Betriebsdauer des Solarparks ist das erforderliche 

Mindestmaß an landwirtschaftlicher Tätigkeit weder in Richtung Ackerbau noch 

in Richtung Grünland möglich. Für diesen Zeitraum ist die betreffende Fläche 

folglich nicht beihilfeberechtigt für Direktzahlungen im Sinne der Verordnung 

VO 1307/2013.  

Jedoch kann und soll nach vollständigem Rückbau des Solarparks die Rück-

umwandlung des befristeten sonstigen Sondergebietes zu Ackerland unter Be-

achtung der dann gültigen Rechtsvorschriften erfolgen.  

Es findet also kein dauerhafter Entzug landwirtschaftlicher Produktionsfläche 

statt.  
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Der Vorhabenstandort befindet sich innerhalb eines Vorbehaltsgebiet Touris-

mus. Somit sind die Belange des Tourismus in der Planung zu berück-

sichtigen.  

Dazu heißt es im LEP M-V 4.6 (4): In den Vorbehaltsgebieten Tourismus soll 

der Sicherung der Funktion für Tourismus und Erholung besonderes Gewicht 

beigemessen werden. Dies ist bei der Abwägung mit anderen raumbedeutsa-

men Planungen, Maßnahmen, Vorhaben, Funktionen und Nutzungen und denen 

des Tourismus selbst besonders zu berücksichtigen.  

Im Planungsraum hat in den vergangenen Jahren keine touristische Nutzung 

stattgefunden. Dies ist auf die Nutzung als landwirtschaftliche Nutzfläche so-

wie die direkt angrenzende Bahnlinie zurückzuführen. Somit wird keine touris-

tisch attraktive Fläche entzogen.  

Mit Stellungnahme vom 25.02.2019 teilte das Amt für Raumordnung und Lan-

desplanung Westmecklenburg mit, dass der vorhabenbezogene Bebauungsplan 

Nr. 16 „Solarpark Neuburg“ und die 5. Änderung des Flächennutzungsplans 

der Gemeinde Neuburg mit den Zielen und Grundsätzen der Raumordnung und 

Landesplanung vereinbar ist. 

 

3. Entwicklungsziele der Flächennutzungsänderung  

Ziel der 5. Änderung des Flächennutzungsplans ist es, durch die Ausweisung 

eines sonstigen Sondergebietes die Realisierung und den Betrieb einer Freiflä-

chenphotovoltaikanlage einschließlich der erforderlichen Nebenanlagen pla-

nungsrechtlich zu ermöglichen und die Erzeugung von umweltfreundlichem 

Solarstrom zu sichern. 

Für den Änderungsbereich der 5. Änderung des Flächennutzungsplans ergibt 

sich folgende Flächenbilanz: 
 

Ausweisung im Flächennutzungsplan Bestand Planung 

Fläche für die Landwirtschaft 3,0 ha 0 ha 

Sonstiges Sondergebiet    0 ha 3,0 ha 
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4. Auswirkungen der Flächennutzungsänderung  

Die Ausweisung eines sonstigen Sondergebietes entfaltet auf der Ebene des 

Flächennutzungsplans keine unmittelbaren Wirkungen auf den Natur- und 

Landschaftshaushalt. Es werden jedoch die planungsrechtlichen Grundlagen 

für die Entwicklung eines Solarparks geschaffen. Gemäß § 2 Abs. 4 S. 1 

BauGB werden die Belange der Umwelt geprüft. 

Die geplante Sondergebietsausweisung steht in unmittelbarem Zusammen-

hang mit der Errichtung einer Anlage zur Erzeugung solarer Strahlungsenergie 

und deren Nebenanlagen. Hier besteht die Möglichkeit, die schwerpunktmäßi-

ge Ermittlung bestimmter Umweltauswirkungen einer nachfolgenden Pla-

nungsebene zuzuordnen (Abschichtung). Eine angemessene und abschließende 

Konfliktbewältigung der zu erwartenden Immissionen ist auf der Ebene der 

Flächennutzungsplanung nicht zweckmäßig.  

Insbesondere eine Vertiefung der Ergebnisse beispielsweise im Hinblick auf die 

genaue räumliche Verteilung der Umweltauswirkungen kann durch entspre-

chende Arbeitsteilung zwischen den verschiedenen Ebenen eines mehrstuf igen 

Planungssystems bis auf die Ebene des dem Bebauungsplan nachfolgenden 

Zulassungsverfahrens delegiert werden.  

Die erheblichen vorhersehbaren Umweltauswirkungen werden im Rahmen des 

im Parallelverfahren erarbeiteten vorhabenbezogenen Bebauungsplans detail-

liert geprüft. 


